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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militarorganisation

Die Weiterentwicklung der Armee (WEA) wurde in der Frihjahrssession 2015 im
Parlament erstmals beraten. Als Erstrat wandte sich der Standerat dieser mit Spannung
erwarteten Debatte zu. Der Bundesrat hatte seine Botschaft im Vorjahr vorgelegt, Gber
viele Bereiche - das war bereits vor der parlamentarischen Beratung klar geworden -
sollte jedoch intensiv diskutiert werden. Gerade der Bestand der Armee und die ihr zur
Verfuigung gestellten Finanzen waren wichtige, aber auch umstrittene Themen in dieser
Armeereform. Zu behandeln waren das Bundesgesetz Uber die Armee und die
Militarverwaltung (Militédrgesetz, MG), die Verordnung der Bundesversammlung tber die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO), das Bundesgesetz Uber die
militarischen Informationssyteme (MIG) sowie die Verordnung der Bundesversammlung
Uber die Verwaltung der Armee (VBVA). Im Laufe der Beratungen wurde die
Finanzierung der Armee auf Initiative des Nationalrates in einem Zahlungsrahmen der
Armee geregelt.

Bundesgesetz iiber die Armee und die Militarverwaltung

Das Bundesgesetz Uber die Armee und die Militdrverwaltung (Militargesetz, MG), das im
Zuge dieser grosseren Armeereform WEA grundlegend Uberarbeitet werden sollte,
stand am Anfang der parlamentarischen Beratungen. In der Vorlage des Bundesrates
zeichnete sich das neue MG durch eine prazisere Umschreibung der Kernaufgaben der
Armee aus. Sie blieben in den Grundzigen jedoch unverandert und umfassten nach wie
vor die Verteidigung, die Unterstutzung der zivilen Behdérden und die
Friedensforderung. Diverse Massnahmen sollten jedoch den Waffenmissbrauch
einddmmen. Neu sollte, wie in einer frilheren Motion Niederberger (cvp, NW, Mo.
11.3082) gefordert, eine Ombudsstelle innerhalb des VBS etabliert werden. Der gesamte
Einsatzbereich, der aus Unterstitzungsleistungen ziviler Behdrden besteht, sollte
formell-gesetzliche Grundlagen erhalten. Der Bundesrat strebte mit der Revision auch
kleinere  Kompetenzverlagerungen an. So sollten beispielsweise kleinere,
~unproblematische” Assistenzdiensteinsatze im In- aber auch im Ausland direkt durch
den Bundesrat bewilligt werden kénnen. Zudem erhielt auch das Milizprinzip eine
verbriefte Umschreibung auf Gesetzesstufe.

In der Frahjahrssession 2016 befasste sich der Standerat erstmals mit der Vorlage.
Eintreten war im Grunde unbestritten, das gab auch Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) eingangs der Debatte zu Protokoll. Mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung
hatte die standerétliche SiK Eintreten empfohlen. Die Revision des MG hatte sich in der
Kommission jedoch als echte Knacknuss erwiesen: Rund 50 Antrage galt es nun im
Standerat diesbezlglich zu behandeln. Ein Grundsatzentscheid war dabei - und hier
schlug die kleine Kammer einen ganz anderen Weg ein, als der Bundesrat vorgesehen
hatte -, dass die Organisation der Armee nicht im MG geregelt, sondern weiterhin auf
Verordnungsstufe gehandhabt werden sollte. Auch dieser Antrag war in der SiK-SR
deutlich gefasst worden (9 zu 4 Stimmen). Weitere markante Anpassungen hatte die SiK
bezlglich Dauer der Rekrutenschule beschlossen, die kurzer werden und neu 18
Wochen dauern sollte (vorher 21 Wochen). Diese sollte von allen AdA vollstédndig
absolviert werden, zudem sollte jeder militarische Grad abverdient werden. Hierbei
zeigte sich die Kommission mit dem Vorschlag des Bundesrates einverstanden. Ein in
der Kommission diskutierter Vorschlag einer weiteren Verkurzung der RS auf 15 Wochen
war deutlich verworfen worden. Kleinere Anpassungen durch die Kommission betrafen
Modalitaten um den Verbleib in der Armee nach Erfullung der Dienstpflicht sowie in
Besoldungsfragen.

Die Fraktionssprecher zeigten sich gegenlber der WEA und auch dem MG positiv
gestimmt. Auch seitens der SP wurde Bereitschaft signalisiert, die WEA mitzutragen.
Einzig die Griinen dusserten Bedenken. Luc Recordon (gp, VD) fand, die Reform gehe in
eine falsche Richtung, weil eine klassische, kriegerische Bedrohung mit Angriffs- oder
Invasionsszenarien unwahrscheinlich sei. Seine Skepsis untermauerte er mit einem
Nichteintretensantrag, der jedoch mit 35 zu 3 Stimmen deutlich abgelehnt wurde.

Die etwas spater in der Session folgende Detailberatung entpuppte sich als langwierig.
Zwar blieben von den urspringlich circa 50 Antréagen nur noch gut zwei Drittel Ubrig,
um diese wurde jedoch intensiv gerungen. Nicht selten standen sich dabei Mehrheits-
und Minderheitsantrége gegenuber. In vielen Fallen handelte es sich dabei aber um
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marginale Anderungen oder redaktionelle Anpassungen.

Nachfolgend seien einige wichtige Entscheide des Standerates festgehalten. Gerade
auch der erste Artikel des neuen MG sorgte fur viel Diskussionsbedarf. Nicht nur in der
Kommission, sondern auch im Plenum drehte sich die Debatte zuerst einige Zeit um
den Zweckartikel, also den eigentlichen Auftrag an die Armee, wie er aus der
Bundesverfassung erwéachst. Im Standerat ringte man sich schliesslich zu einer Version
durch, die derjenigen des Bundesrates glich, jedoch die Prioritdten etwas anders
setzte. Das schlug sich dergestalt nieder, dass die Unterstutzung der zivilen Behérden
im Inland mit Signalwirkung prioritdr behandelt wurde, indem sie friher im
Gesetzestext angefihrt wurde. Dem gegenlber ,rutschte™ die Bestimmung Gber die
Beitrage zur Friedensférderung im Ausland etwas nach hinten.

Neu eingefihrt wurde die Mdglichkeit von Ausbildungsgutschriften, finanzielle Beitrage
also, die AdA, welche eine Kaderschule der Armee abgeschlossen haben, beantragen
und fur zivile Ausbildungen einsetzen kénnen. Damit setzte die kleine Kammer ein
Zeichen im Sinne der besseren Vereinbarkeit von Armeelaufbahn und privater, ziviler
Aus- und Weiterbildung. Wiederholungskurse sollen drei Wochen dauern, so sah es der
Bundesrat in seinem Entwurf vor. Diesem Antrag folgten die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter und fligten eine wichtige Prazisierung an: Wie bereits mehrfach zur Debatte
gestanden hatte, wurde nun dem Bundesrat die Mdglichkeit Ubertragen, auch kurzere
Wiederholungskurse anzuordnen; sogar tageweise sollen Dienstpflichtige aufgeboten
werden kdonnen.

Neu ist zudem eine Bestimmung betreffend die Durchdiener: Armeeangehdrige, welche
die gesamte Dienstpflicht ohne Unterbrechung erfullen, sollen nach Abschluss der
Dienstpflicht noch weitere vier Jahre in der Armee eingeteilt bleiben und bei Bedarf fur
Einsatze aufgeboten werden kénnen und so als eine Art ,stille Reserve™ betrachtet
werden, wie es der Kommissionssprecher ausfuhrte. Ausschlaggebend dafur war die
hohe Flexibiliat dieser AdA, da sie keinem Verband zugeteilt und zudem gut ausgebildet
seien.

Die Regelung des Waffeneinsatzes gegen Luftfahrzeuge und deren ausflhrliche
Prazisierung durch den Stéanderat zeigt auf, dass es sich hierbei in der Tat um ein
Militéargesetz handelte und nicht ,bloss™ Administratives geregelt werden musste. SiK-
Sprecher Kuprecht (svp, SZ) nannte diesen Bereich ,eher heikel™. Wichtig sei die genaue
Regelung im MG, da diese Massnahme bis anhin lediglich auf Verordnungsstufe erfasst
war. Einleitend ging aus der Neufassung klar hervor, dass ein Waffeneinsatz nur als
Ultima Ratio denkbar ist. Verantwortlich daflr bleibt die Vorsteherin oder der
Vorsteher des VBS, wobei der Einsatzbefehl jedoch nach Auffassung des Sténderates
auch an den Befehlshaber der Luftwaffe delegiert werden kann.

Zum Schluss wurden noch Details zur Beschaffung und Ausserdienststellung von
RuUstungsmaterial traktandiert und angepasst. Das Beschaffungsprimat des Bundes
wurde um die Verpflichtung erweitert, dass Armeematerial moglichst aus
schweizerischer Produktion stammen soll und Lieferauftrage unter Berlcksichtigung
der Landesgegenden erteilt werden sollen. In Sachen Ausserdienststellung verpflichtete
der Standerat den Bundesrat, lediglich die Abstossung von Kampfflugzeugen dem
Parlament zu beantragen. Die Regierung wollte zunachst die Liquidation aller
Rustungsglter, welche die Bundesversammlung zur Anschaffung genehmigt hatte,
selbiger beantragen. Fir die Ausserdienststellung genehmigter Ristungsgegenstande
mussen neu nur noch die sicherheitspolitischen Kommissionen konsultiert werden.

Ein Antrag von linker Seite, den Bundesrat zu verpflichten, eine Wertecharta flr
Armeeangehdrige zu erlassen, blieb erfolglos. Damit sollte der Umgang mit allfalliger
Diskriminierung im Dienst aufgrund des Geschlechts, der sexuellen Orientierung oder
auch der Hautfarbe geregelt werden, wie es Antragstellerin Savary (sp, VD) umschrieb.
Mit Verweis auf das gegenwartig gultige Dienstreglement, in dem die zentralen Werte
bereits aufgeflhrt seien und dadurch das Anliegen im Wesentlichen umgesetzt sei,
unterlag der Vorschlag mit 17 zu 25 Stimmen.

Ebenfalls erfolglos blieb Hans Hess (fdp, OW) mit seinem Einzelantrag auf Verzicht auf
eine Ombudsstelle innerhalb der Armeeorganisation. Dieser wohl etwas Uberraschende
Versuch einer nachtréglichen Korrektur friherer Entscheide - beide Kammern hatten
2011 respektive 2012 der Schaffung einer Ombudsstelle zugestimmt - unterlag auf
Antrag der SiK recht deutlich. Hess argumentierte vergebens mit finanziellen Bedenken
und der Ansicht, dass das Dienstreglement bereits genligend Uber die Rechte der AdA
aussage.

Wie eingangs erwahnt, wollte die sicherheitspolitische Kommission des Standerates die
Organisation der Armee ganz anders als der Bundesrat geregelt wissen. Mit ihrem
Grundsatzentscheid beschloss die SiK, dass an der bisherigen Normstufe festgehalten
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werden sollte und die Organisation der Armee auf Verordnungsstufe statuiert werde.
Dahingehend sollten in der Verordnung der Bundesversammlung die Grundsatze Uber
die Organisation und Gliederung der Armee festgelegt sowie die Truppengattungen, die
Berufsformationen und die Dienstzweige geregelt werden. Dazu gehorte auch der
umstrittene Soll-Bestand der Armee, der aus dem Gesetz herausgeldst werden sollte.
Mit 32 zu 3 Stimmen stellte sich die kleine Kammer in der Gesamtabstimmung hinter
ihre Version des MG.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Organisation der Armee

Im Laufe der Vorberatungen zur WEA war in der sicherheitspolitischen Kommission des
Standerates entschieden worden, die Organisation der Armee entgegen der Vorstellung
der Regierung in der gleichnamigen Verordnung der Bundesversammlung Uber die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) zu normieren. Der Bundesrat hatte
dies im Rahmen der WEA jedoch im Militdrgesetz (MG) vorgesehen. Alle
organisatorischen Fragen wurden vom Sténderat also im Rahmen der Behandlung der
Verordnung angegangen, wenngleich ebendiese Behandlung im Laufe der
Detailberatung zum MG vollzogen wurde. Die zu behandelnden Bereiche umfassten die
Grundsatze der Organisation wie Soll- und Effektivbestand, die Gliederung der Armee,
Militarjustiz und Stabe des Bundesrates, die Zustandigkeiten des Bundesrates sowie
Zustandigkeiten des VBS, um nur einige zu nennen. Mit diesem Systementscheid, so
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), werde ,dem Bundesrat und dem VBS in
Krisenzeiten die notwendige Flexibilitdét fur eine wirkungsvolle und schlagkraftige
Organisation der Armee™ gegeben. Ein Kerngedanke war auch, dass die Armee - wenn
notwendig - jederzeit und ohne politische Einflisse verdndert werden kann. Gerade
der Armeebestand kénnte, wirde er ins Gesetz geschrieben, nicht ohne Weiteres
verandert werden. Ein Referendum zu diesem Zweck sei jedoch in Notsituationen nicht
unbedingt erwiinscht, so Kuprecht weiter. Die Kommission hatte die Vorlage einstimmig
zuhanden des Plenums verabschiedet.

Der Verordnungsentwurf der SiK-SR war recht eng an die Artikel angelehnt, welche die
Regierung fiir das MG vorgesehen hatte. Inhaltlich waren also nur kleinere Anderungen
angedacht, so dass vor allem die Verlagerung auf die niedrigere Normstufe ins Gewicht
fiel. In der Detailberatung zum Kommissionsvorschlag ging es gleich zur Sache.
Zankapfel war der Armeebestand; Kommission und Bundesrat sahen die bereits friher
skizzierte Armee mit 100'000 Dienstleistenden als ausreichend an, mit einem
Minderheitsantrag Fohn (svp, SZ) sollte der Sollbestand jedoch auf 140'000 Militérs
festgelegt werden. Nach Ansicht des Antragsstellers waren die Uberlegungen aus dem
Beginn des Jahrzehnts, als die WEA vorbereitet worden war, inzwischen veraltet und er
erklarte, die Sicherheitslage habe sich verschlechtert. Féhn war jedoch auch bereit,
seinen Antrag zurlickzuziehen, wenn der Verteidigungsminister aufzuzeigen vermoge,
wie und innert welchen zeitlichen Fristen die Armee aufgestockt werden kénne.
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) musste den Rat ersuchen, den Antrag seines
Fraktionskollegen (und zweiten Schwyzer Standesvertreters) abzulehnen, gerade weil
sich in langwierigen Debatten Regierung und Parlament auf einen Sollbestand von
100'000 Armeeangehdrige geeinigt hatten. Das ebenfalls umstrittene Finanzvolumen flr
die neue Armee liess auch nicht zu, eine um 40% grossere Armee zu alimentieren. Ins
gleiche Horn blies der Zuger Standesvertreter Eder (fdp, ZG), der sich eine um eine
Milliarde Franken teurere Armee schlicht nicht vorstellen konnte und in den Raum
fragte, wo pldtzlich eine politische Mehrheit fur diese finanziellen Mehrausgaben
gefunden werden soll.

Bundesrat Maurer stellte in seinem Votum die Ansichten der Regierung dar und nahm
insbesondere auf die Hohe des Soll-Bestandes Bezug. Er zeigt auf, dass die
Formulierung des Armeebestandes im Gesetz aufgrund der Kritik im Nachgang an die
Reorganisation im Rahmen der Armee XXI beschlossen worden war. Dass die SiK der
kleinen Kammer nun weiterhin auf Verordnungsstufe operieren wollte, stérte den
Verteidigungsminister jedoch nicht, er begrisste die kurzfristigere
Anpassungsfahigkeit. Zur Frage nach der Einsatzfahigkeit ausserte Maurer die Absicht,
nach zehn Tagen 35'000 AdA aufbieten zu kénnen und den Gesamtbestand von 100'000
innert 20 Tagen in Bereitschaft zu versetzen. Zudem seien diese 100'000 AdA wieder
vollstandig ausgeruUstet, was schliesslich zu einer schlagkraftigeren Armee fihre, als sie
es bis anhin gewesen sei. Féhn (svp, SZ) zeigte sich zufrieden mit den Ausfihrungen,
nahm aber auch einen friher vom Kommissionssprecher gespielten Steilpass an und
wollte die Finanzfrage in einem Postulat wieder vorbringen. Seinen Antrag auf eine
Armee mit 140'000 Armeeangehdrigen zog er zurlick. So folgte der Standerat dem
bundesratlichen Vorschlag.

Fir weiteren Diskussionbedarf sorgte die Gliederung der Armee. Im
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Regierungsvorschlag zum MG wurde ein Heer vorgesehen, welches zwei mechanisierte
Brigaden und ein Kommando Spezialkrafte umfasste. Die Kommissionsmehrheit wollte
jedoch im Sinne einer gesteigerten Kampfféhigkeit eine zusatzliche, dritte
mechanisierte Brigade vorsehen. Ein Vorschlag, welcher der Ratslinken missfiel und mit
entsprechendem Minderheitsantrag im Sinne eines Festhaltens am vorherigen
bundesratlichen Vorschlag bekampft wurde. Mit 12 zu 29 Stimmen unterlag die
Minderheit Recordon (gp, VD) jedoch. Ausschlaggebend dirfte auch gewesen sein, dass
eine weitere mechanisierte Brigade nicht budgetwirksam wird, da sie mit bereits
gesprochenen Mitteln gestemmt werden kann. Im Weiteren folgte das Plenum dem
Entwurf seiner SiK mit wenigen Ausnahmen und tUberwies den Verordnungsentwurf dem
Nationalrat mit 35 zu 3 Stimmen deutlich. Die Gegenstimmen stammten aus dem links-
grunen Lager.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung der Armee

Die Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee (VBVA) war im
Gegensatz zu den anderen Teilen der WEA unumstritten. Der Standerat tUberwies die
Vorlage, in der mehrheitlich lediglich redaktionelle Anpassungen gegenlber der
bundesratlichen Version vorgenommen wurden, mit 34 zu 3 Stimmen dem Nationalrat.

Bundesgesetz iiber die militarischen Informationssyteme

Das Bundesgesetz lUber die militérischen Informationssyteme (MIG) gab im Erstrat, dem
Stadnderat, keinen Anlass zur Diskussion. Der Entwurf, der ebenfalls im Rahmen der WEA
notig wurde, passierte mit 38 zu 3 Stimmen die erste Hlrde problemlos. Es ging in
dieser Neuregelung um Kompetenzen im Bereich der biometrischen Datenbearbeitung,
wo die Zugangsmodalitaten fur schitzenswerte Anlagen angepasst wurden. '

Nachdem der Nationalrat als Zweitrat die Beratung des Bundesgesetzes liber die Armee
und die Militarverwaltung, welches als Kernelement der WEA bezeichnet werden darf,
erfolglos zu Ende gebracht hatte, musste der Standerat erneut tber die Biicher. Da die
Ablehnung der Vorlage im Nationalrat einem Nichteintretensentscheid gleich kam, hielt
auch die SiK des Stédnderates nochmals eine Eintretensdebatte, worin man aber
einstimmig festhielt, dass die Vorlage wichtig und deswegen Eintreten auch im Rat
nochmals zu beantragen sei. Faktisch bestehe nach der Ablehnung der Vorlage durch
den Nationalrat ,zwischen den Raten eine Differenz zum gesamten Erlassentwurf”, es
herrsche zu keiner Frage Einigkeit, rapportierte Kommissionssprecher Kuprecht (svp,
SZ) seinen Kolleginnen und Kollegen. Falls sich der Standerat in diesem Stadium gegen
Eintreten ausspreche oder die Vorlage in der Gesamtabstimmung ablehne, wére das
Geschaft erledigt und damit gescheitert. Soweit wollte man es seitens der SiK-SR nicht
kommen lassen.

Um die Debatte etwas verklrzen zu kénnen, schlug die Kommission vor, sich auf
diejenigen Fragen zu konzentrieren, zu denen der Nationalrat eine Differenz geschaffen
hétte - hatte, weil die zwischenzeitlichen Beschllsse aus der nationalratlichen
Detailberatung mit dem Nein in der Gesamtabstimmung hinféllig geworden waren.
Insofern wollte man im Sténderat eine langwierige, erneute Debatte Uber das gesamte
Geschéaft vermeiden - ein Vorgehen, das die SiK einstimmig vorgeschlagen hatte. Ein
JKillerkriterium” in diesem Geschaft, eindricklich manifestiert am negativen Ausgang im
Nationalrat, waren die Finanzen. Hierbei setzte sich die SiK-SR aber weiterhin fir ihren
ursprunglichen Vorschlag ein, finanzielle Rahmenbedingungen fur die Armee nicht im
Gesetz selbst zu regeln.

Eintreten wurde im Stédnderat ohne Gegenantrag beschlossen. Die SiK-SR hatte jeweils
beantragt, an den vom Sténderat in der Frihjahressession beschlossenen Varianten
festzuhalten. Weil aber keine Vorlage aus dem Nationalrat vorlag, konnten die
Standeratinnen und Standerédte quasi nochmals aus dem Vollen schopfen, neue
Vorschlage einbringen oder gescheiterte erneut lancieren. Ersteres tat die Kommission
gleich selbst, indem sie die Ombudsstelle nochmals zur Debatte stellen wollte. Dies
obwohl sie noch in der ersten Runde vom Plenum unterstitzt worden war. Eine
Minderheit Savary (sp, VD) wollte jedoch nichts davon wissen und die Schaffung der
Ombudsstelle weiterhin in der Vorlage belassen. Der Grund, weswegen die SiK hier
nochmals einhaken wollte, war die Haltung des Nationalrats, der die Ombudsstelle nicht
wollte. Der Antrag kam so aus einer Vorsichtshaltung heraus zustande, weil die
Kommission angesichts der klaren Abstimmung im Nationalrat der Ombudsstelle keine
Chance einrdumte. Im Ubrigen lehnte auch der Bundesrat eine solche Einrichtung ab.
Die Minderheit argumentierte jedoch, dass man einerseits dem alten Entscheid folgen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



solle und dass andererseits mit kleinem finanziellen Aufwand ein wichtiges Projekt
aufrechterhalten werden koénne. Als selbst der ursprungliche Promotor eines
Truppenombudsmanns, Standerat Niederberger (cvp, NW), .seinem” Anliegen die
Unterstltzung versagte beziehungsweise sich in dieser Sache enthalten wollte, schwand
auch der Ruckhalt im Plenum. Vielen war wohl der Erfolg der WEA wichtiger als dieser
Einzelschauplatz: Die Ombudsstelle wurde mit 25 zu 19 Stimmen wieder aus der Vorlage
genommen.

Bezuglich der Wiederholungskurse wurde ebenfalls gestritten. Mehrheitlich war die SiK
der Meinung, dass grundsatzlich finf dreiwéchige Wiederholungskurse zu leisten seien
- ein Antrag, der dem Entscheid aus dem vergangenen Marz entsprach. Dagegen
verlangte eine Minderheit Eder (fdp, ZG), sechs Wiederholungskurse vorzusehen, wie es
auch dem Willen des Nationalrats entsprach. Die Ubergeordnete Frage war hierbei
jedoch jene um die kumulierte Anzahl geleisteter Diensttage Uber die gesamte Armee
hinweg. Gemass einer nirgends formell festgehaltenen Ubereinkunft sollte sich diese
auf maximal 5 Mio. Diensttage beschréanken, woraus unter anderem die Verkurzung der
Dienstzeit pro AdA um 40 Tage auf noch 225 resultierte. Der Bundesrat hatte sich
durchgerungen, kurzere Wiederholungskurse zu planen, wobei aber weiterhin deren
sechs zu leisten seien. Dem war der Standerat im ersten Durchgang nicht gefolgt und
auch in der zweiten Beratung wollte dies eine Mehrheit der kleinen Kammer nicht.
Weiterhin war die Vorstellung des Standerates, dass nur funf, dafliir aber dreiwdchige
Wiederholungskurse zu leisten seien. Der Entschluss wurde mit 30 zu 15 Stimmen
gefasst.

Weiter gaben Modalitaten zur Ausserdienststellung von Rustungsgutern zur Klarung
Anlass. Man wollte sich hierzu einer Formulierung des Nationalrates annéhern, der eine
etwas schlankere Regelung eingebracht hatte. Das Standeratsplenum einigte sich auch
rasch auf eine Fassung, wonach ,grosse Waffensysteme”, darin eingeschlossen sind
Kampfflugzeuge, nur mit der Genehmigung der Bundesversammlung abgerustet werden
kénnen. Andere Rustungsgliter kdnnen vom VBS selbststdndig beziehungsweise nach
Entscheidung der Exekutive ausser Dienst genommen werden. Im Sinne einer
Angleichung an diese Bestimmung wollte man im Standerat die Ausserdienststellung von
Rustungsbauten handhaben, auch diese sollten ohne Genehmigung durch das
Parlament erfolgen kénnen. Dieser Vorschlag der Kommissionsmehrheit wurde jedoch
von lIsidor Baumann (cvp, UR) und Mitstreitenden angefochten: Sie wollten den
Genehmigungsvorbehalt weiterhin aufrechterhalten. Erfolglos, denn mit 28 gegen 13
Stimmen wurde der Passus im Sinne der SiK-Mehrheit fallen gelassen.

Mit 38 Stimmen wurde das MG vom Standerat ohne Gegenstimme angenommen und mit
diesen kleineren Anpassungen dem Nationalrat erneut zur Beratung Uberreicht. Sechs
Stimmen enthielten sich. Zu den bekannten Kritikern aus der linken Ratsecke gesellten
sich jedoch neu zwei SVP-Stédnderate. Weiterhin schien also aus SVP-Kreisen ein
gewisser Vorbehalt gegen das Gesetz vorhanden zu sein.

Verordnung der Bundesversammlung iliber die Organisation der Armee

Differenzen in der Verordnung der Bundesversammlung Uber die Organisation der
Armee (Armeeorganisation, AO) gab es noch im Bereich der Armeeflihrung zu
behandeln. Der Nationalrat hatte hier einige Anpassungen vorgenommen. Im
Wesentlichen war umstritten, ob die Funktion des Chefs der Armee weiterhin bestehen
solle. Es war letztlich auch dem neuen Armeebestand geschuldet, dass im Bereich
Flhrung Justierungen vorgenommen werden mussten, weil die bisherige Struktur auf
eine grossere Armee zugeschnitten war und hier nun Handlungsbedarf entstand. Im
Stdnderat wollte sich eine Mehrheit der SiK fir die frihere standeratliche Position stark
machen und diese stutzen, wéhrend eine Minderheit eine andere Struktur vorschlug,
eben ohne die Funktion CdA. Verteidigungsminister Maurer brachte es auf den Punkt
und zeigte in seinem kurzen Referat die Haltung der Regierung auf: Der Chef der Armee
solle drei Unterstellte haben, ein Ausbildungskommando, ein Operationskommando und
die Unterstutzung. Zwar habe der Bundesrat urspringlich eine andere Struktur
favorisiert, er kénne sich aber inzwischen mit der Variante des Standerats abfinden,
erklarte Maurer. Das sei .eine klare Fihrung” und ausreichend flr die redimensionierte
Armee. Im Sinne der Mehrheit der SiK und der ihr zustimmenden Regierung entschied
auch das Ratsplenum, mit 30 zu 10 Stimmen wurde die schlankere Variante gewahlt. Das
kam einer erneuten Kurskorrektur gegentber der nationalratlichen Variante gleich. In
zwei Details zum Inkrafttreten der Verordnung stellte sich der Standerat auf die Seite
des Nationalrates. Mit 40 zu 2 Stimmen wurde die Verordnung fur die weitere
Differenzbereinigung dem Nationalrat Gbergeben. ?
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Die grossen Fragen zum Bundesgesetz liber die Armee und die Militarverwaltung waren
inzwischen geklart. Der Standerat hatte in der Frihjahressession 2016, erstmals in
Anwesenheit des neuen Verteidigungsministers Parmelin, nur noch eine Differenz zu
bereinigen. Es handelte sich dabei um Anzahl und Dauer der Wiederholungskurse. Der
Nationalrat ~ beharrte  darauf, sechs Wiederholungskurse (WK) fur die
Militardienstpflichtigen vorzusehen, auch wenn die kleine Kammer - im Sinne einer
besseren Vertraglichkeit mit der Wirtschaft - eine Reduktion auf finf WK favorisierte.
Nachdem der Nationalrat in der vorangegangenen Behandlung erneut und mit einem
deutlichen Votum von 134 zu 59 Stimmen seine Meinung zementiert hatte, lenkte die
SiK des Standerates ein und beantragte dem Plenum, sich auf diese Variante zu einigen.
Ausschlaggebend war, so Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), dass zahlreiche AdA
ihre Dienstleistung verschieben wirden und diese Absenzen bisweilen die Bestande in
den WK derart beeinflussten, dass gewisse Leistungen nicht mehr erbracht werden
kénnten.

Die Stéanderatinnen und Standerate flgten sich, das MG war damit vollstandig beraten
und genehmigt.

Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020

In der letzten Runde der Differenzbereinigung zu den Vorlagen der WEA gab der
Standerat dem Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020, wie er vom Nationalrat neu
vorgesehen worden war, griunes Licht. Im Stéckli wurde man sich trotz eines
Nichteintretensantrags Savary (sp, VD) rasch einig. Zwar nannte SiK-Sprecher Kuprecht
(svp, SZ) die Vorlage .etwas kompliziert®. Einigkeit herrschte bereits dartber, dass ein
vierjahriger Zahlungsrahmen die Armeefinanzen bestimmen sollte, das war im
Militéargesetz unbestritten. Kompliziert sei sie gemass Kuprecht, weil angesichts der
bevorstehenden Sparanstrengungen im Rahmen des Stabilisierungsprogramms zu
einem spateren Zeitpunkt gegebenenfalls wieder Kirzungen auf die Armeefinanzierung
zukommen koénnten. Auf der anderen Seite war die Kommission der Meinung, dass
letztlich die Finanzen flir den Erfolg der gesamten Weiterentwicklung der Armee
ausschlaggebend seien, weswegen diese Vorlage zum .,zentralen Stuck™ der
Armeereform erklart wurde. Mit 8 zu 3 Stimmen und einer Enthaltung empfahl die SiK
also ihrem Plenum, der Vorlage zuzustimmen.

Bundesrat Parmelin erinnerte in seinem Votum daran, dass bereits diverse
Sparanstrengungen in die Wege geleitet worden seien, um auf diese zu genehmigende
Summe von CHF 5 Mrd. jahrlich zu kommen, und dass dieser Aufwand dringend notig
sei, damit die Armeereform erfolgreich gestaltet werden kénne.

Das Ratsplenum folgte seiner Kommission und damit auch dem Nationalrat und
verabschiedete die Vorlage mit 30 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen, die
Ausgabenbremse wurde mit 33 zu 8 Stimmen und 4 Enthaltungen gel6st. Die Nein-
Stimmen stammten ausschliesslich von der Ratslinken. ®

1) AB SR, 2015, S. 115 ff.; AB SR, 2015, S. 262 ff.; BBI, 2014, S. 7093 ff.; AZ, Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 20.3.15
2) AB SR, 2015, S. 702 ff.; NZZ, SGT, 8.9.15
3) AB SR, 2016, S. 92 ff.; TG, 8.3.16; NZZ, 9.3.16
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